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Bochum. Viele Unterneh-
mer sind der festen Auffas-
sung, dass geringfügig be-
schäftigte Mitarbeiter für sie
und das Unternehmen besser,
weil günstiger sind. Das ist je-
doch in jeder Hinsicht ein Irr-
tum wie folgende Stichpunkte
aufzeigen: Für „Geringfügige“
betragen die Lohnnebenkosten
25 Prozent. Für sozialversiche-
rungspflichtige Mitarbeiter je-
doch nur etwa 20,85 Prozent
(je nach Beitragssatz der ein-
zelnen Krankenkasse). „Gering-
fügige“ haben Anspruch auf
Urlaub, auf Lohnfortzahlung
im Krankheitsfall und unterlie-
gen dem Kündigungsschutz.

Eine Vergütungspflicht von
mindestens 10 Wochenstun-
den für Teilzeitbeschäftigte ist
vom Gesetzgeber vorgeschrie-
ben. Auch „Geringfügige“ sind
Teilzeitkräfte. 

Der Vorteil aus der gering-
fügigen Beschäftigung liegt
ausschließlich beim Mitarbei-
ter, für diesen sind Einkünfte
bis zu 400,- Euro monatlich
sozialversicherungs- und steu-
erfrei, somit also reines Netto-
Einkommen. Für den Unter-
nehmer hingegen ist der
„Geringfügige“ teurer.

Wer nun als Unternehmer
argumentiert, dass diese Mit-
arbeiter flexibler einsetzbar

sind bzw. nur die Stunden zu
vergüten sind, die auch wirk-
lich geleistet wurden, es also
keine vertraglich zugesicherte
Arbeitszeit gibt, dem ist zu sa-
gen, dass er gleiche Verträge
genau so gut mit sozialversi-
cherungspflichtigen Mitarbei-
tern schließen kann. Hinweis:
Beachten Sie die 10-Stunden-
Regelung!

Zu warnen ist an dieser
Stelle vor der allzu gängigen
Praxis, „Geringfügigen“ mehr
geleistete Stunden „unter der
Hand“ zu vergüten. Nicht nur,
dass diese Ausgaben nicht ge-
winn- und somit auch nicht
steuermindernd sind, dieses

Verhalten erfüllt auch den Tat-
bestand des Steuer- und Sozi-
alversicherungsbetrugs. Dies
gilt für den Unternehmer wie
für den Angestellten, wobei die
drohende Strafe für den Unter-
nehmer höher ausfallen dürfte
als für den Mitarbeiter. Hinzu
kommt eine mögliche Abhän-
gigkeit des Unternehmers.

In diesen Fällen sollte
Unternehmer über eine offi-
zielle, weitergehende Beschäf-
tigung der Mitarbeiter nach-
denken. Bis zu einem
Einkommen von monatlich 800
Euro ist der Sozialversiche-
rungsanteil des Mitarbeiters
geringer, als der des Arbeitge-
bers. Erst ab dieser Summe
monatlicher Bezüge werden
die Sozialversicherungsabga-
ben paritätisch (50/50) zwi-
schen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer aufgeteilt. Sicher ist
eine solche Regelung zum
Nachteil des Mitarbeiters. Sie
ist jedoch zu 100 Prozent legal
und für den Unternehmer ko-
stengünstiger.
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Wer glaubt, dass geringfügig Beschäftige für den ambulanten Pflegedienst günsti-
ger sind als fest angestellte Mitarbeiter, irrt. Die Vorteile liegen beim Mitarbeiter,
nicht beim Unternehmen.

Köln. Der Landschaftsver-
band Rheinland (LVR) will die
ambulante Versorgung behin-
derter Menschen weiter aus-
bauen. Bereits im Jahr 2004
stieg die Zahl der Behinderten,
die mit ambulanter Betreuung
in der eigenen Wohnung leben,
um 1 700 auf 6 444 Personen.
Dieser Trend, so der LVR, wird
konsequent fortgesetzt. Nach

ambulante Versorgung. Der
Auszug der Behinderten wird
vor allem aus Kostengründen
gefördert. Ein Heimplatz kostet
pro Jahr rund 40 000 Euro. Das
selbstständige Wohnen mit
Betreuung schlägt mit etwa
9 500 Euro zu Buche. Nach
Plänen des LVR soll die Zahl der
Heimplätze im kommenden
Jahr erstmals nicht mehr zu-

B E H I N D E R T E I M R H E I N L A N D

Ambulant hat Vorrang

Leipzig (sd). Die Kommune
Grimma bietet über die Stiftung
„St. Georgenhospital“ in einem
Hochhaus integratives Wohnen
mit Betreuungsangeboten für
angestammte, gealterte und
neu hinzugezogene Menschen
an. Kleine Hilfen werden von
fest angestellten Mitarbeitern
kostengünstig durchgeführt.
Dafür wurde eigens das Berufs-
bild „Sozialhelferin“ geschaffen.
Sechs Sozialhelferinnen mit den
unterschiedlichsten Vorqualifi-
kationen garantieren den Mie-
tern täglich von sechs bis 22
Uhr Leistungen wie Ankleiden,
Waschen, Vorlesen, Essen berei-
ten, Bett richten und Einkaufen,
grundpflegerische Hilfen bei
leichter und vorübergehender
Erkrankung oder Besuchs- und
Begleitdienste. Daneben wird
eng mit ambulanten Diensten
zusammengearbeitet. Nachts
gibt es für die 135 Bewohner
eine Notrufbereitschaft. 

Das Büro der Sozialhelfe-
rinnen befindet sich im Ein-
gangsbereich des Hauses an der
Rezeption, um die Ansprech-

barkeit zu erleichtern. Die Mie-
ter können zwischen einer Ein-
raum-Wohnung mit 32 qm und
einer Zweiraum-Wohnung mit
52 qm wählen. Die Grundmiete
pro qm beträgt 4,50 Euro, hin-
zukommen Nebenkosten nach
Verbrauch sowie eine Betreu-
ungspauschale. Die Bewohner
schließen mit dem Wohnungs-
vermieter, der Grimmaer Woh-
nungs- und Baugesellschaft
mbH, einen Mietvertrag ab. Da-
mit erhalten sie Zugang zu all-
gemeinen technischen und
hauswirtschaftlichen Diensten,
zu Reinigung der allgemeinen
Flächen und Gartenpflege. Der
Betreuungsträger, die Stiftung
St. Georgenhospital der Stadt
Grimma, zieht von allen Be-
wohnern eine Monatspauscha-
le von 20 bzw. 30 Euro ein (für
Ein- bzw. Zwei-Personen-Haus-
halte) und finanziert damit ei-
nen Teil der für die Sozialhelfe-
rinnen anfallenden Kosten.

Weitere Informationen
zum Konzept bei der Stadt-
verwaltung Grimma, Tel.:
(0 34 37) 9 85 82 36.

Idee der Kommune:
Betreutes Wohnen
mit Sozialhelfern

Stuttgart. 2 400 Speziali-
sten für Wundheilung trafen
sich jetzt auf dem Europäi-
schen Wundkongress unter
dem Motto „Zukünftige Mög-
lichkeiten zur Therapie von Pro-
blemwunden“. Sie diskutierten
notwendige Verbesserungen in
der Versorgung. Nach Schät-
zungen leiden 2,5 Prozent der
Bevölkerung in Europa unter
Problemwunden und die Ver-
sorgung, dies wurde in Stutt-
gart deutlich, ist nicht optimal.
Zumeist sind ältere Menschen
betroffen und so wird sich die
Situation aufgrund der demo-
grafischen Entwicklung „noch
drastisch verschärfen“. „Zu oft“,
so die Wundexperten, „durch-
laufen Patienten mit chroni-
schen Wunden eine Odyssee
zwischen Hausarzt, Klinik, am-
bulantem Dienst oder Pflege-
einrichtung.“ Sie seien häufig
verunsichert, da ihnen zum Teil
widersprüchliche Therapien

vorgeschlagen würden. „Ein
wesentlicher Anteil an einer
Leistungsverbesserung liegt in
politischer und in der Hand der
Krankenkassen“, sagten Spezia-
listen auf dem Wundkongress.
„Durch die Finanzierungssyste-
me werden chronische Wunden
nur unzureichend abgebildet
und pflegerische häusliche Be-
handlung völlig unzureichend
vergütet.“

Die Chance für eine besse-
re Zukunft liege in Netzwerken
mit Integrierten Versorgungs-
verträgen. Diese Strukturen si-
cherten eine klare Datenlage
und gewährleisten eine abge-
stimmte Behandlung mit aus-
reichender Finanzierung.

Mehr zur Integrierten
Wundversorgung auf dem
CAREkongress vom 23. bis
24. November 2005 in Dort-
mund. Nähere Informationen
unter Tel.: (05 11)
9 91 01 75.

Wundexperten:
Häusliche Pflege
ist unzureichend
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